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Da will man nur mal für ein verlängertes Wochenende ein paar 

ruhige Stunden in Österreich Ski fahren und ausnahmsweise an 

nichts Böses denken – und plötzlich gibt es im Freundeskreis 

wie in den Medien nur noch ein alles beherrschendes Thema: 

der Totalschaden bei den Koalitionsverhandlungen in Wien. 

Was passiert ist 

Ende September fand in Österreich die Nationalratswahl statt. 

Dabei kam die rechtspopulistische FPÖ mit knapp 29 Prozent 

erstmals auf die meisten Stimmen. Der Bundesparteiobmann, 

vulgo Vorsitzende, der FPÖ, Herbert Kickl, und ÖVP-Kanzler 

Karl Nehammer sind sich spinnefeind. Daher schloss die zweit-

platzierte ÖVP eine Koalition mit der Kickl-FPÖ stets kategorisch 

aus. Also verhandelten die ÖVP, die sozialdemokratische SPÖ 

und die liberale Neos-Partei monatelang über eine GroKo-Plus-

Koalition. Vergangene Woche stiegen erst die Neos aus, die ver-

geblich eine Reform des finanziell auf Sand gebauten Renten-

systems gefordert hatten. ÖVP und SPÖ hätten auch ohne die 

Liberalen noch einen Sitz Mehrheit im Nationalrat. Aber offenbar 

lagen ihre Positionen so weit auseinander, dass sie am Tag nach 

dem Neos-Exit die Verhandlungen für final gescheitert erklärten. 

Nehammer kündigte seinen Rücktritt als Kanzler und ÖVP-Chef 

an. Die „neue ÖVP“ signalisierte daraufhin sogleich, sie habe 

weniger Berührungsängste gegenüber dem selbsternannten 

„Volkskanzler“ Kickl (gab’s da nicht schon mal einen Österrei-

cher, der sich so nennen ließ?). 99 Tage nach der Nationalrats-

wahl erteilte Bundespräsident Alexander Van der Bellen nun ent-

sprechend der FPÖ den Regierungsauftrag. Schon bald könnte 

in Wien ein russlandfreundlicher und EU-skeptischer Kanzler 

vom Schlage Viktor Orbans regieren. Na servas! 
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Letzten Endes sind die Koalitionsverhandlungen an der inhaltli-

chen Kompromissunfähigkeit der beteiligten Parteien geschei-

tert. Die programmatische Verstocktheit war gepaart mit einem 

Schuss „Ausschließeritis“: Auch die Grünen wären als Koaliti-

onspartner infrage gekommen. Aber nach der gerade beendeten 

ÖVP-Grünen-Koalition war die Entfremdung offenbar zu groß. 

Was wir aus dem österreichischen Debakel lernen sollten 

Deutschland steht vor einer richtungsweisenden Bundestags-

wahl. Die Fehler von Wien dürfen sich auf keinen Fall in Berlin 

wiederholen. Auch in Deutschland wird keine Partei die absolute 

Mehrheit erreichen. Ohne Kompromissfähigkeit wird es deshalb 

nicht gehen. Zugleich setzen etliche Wahlkämpfer darauf, künst-

lich zu polarisieren und die falschen Wettbewerber in die Radi-

kalenecke zu stellen. Das ist Gift. Dass etwa Teile der Union eine 

Koalition mit den Grünen kategorisch ausschließen, erhöht das 

Risiko einer Krise Wiener Art auch in Berlin. Denn dann bleibt 

wohl nur die erneute (sogenannte) Große Koalition. Diese artifi-

zielle Alternativlosigkeit erschwert Koalitionsverhandlungen, 

weil beide Seiten wissen, dass die jeweils andere keine weitere 

Option hat. Aber bei CDU und SPD gibt es sozial- und wirt-

schaftspolitisch die gleichen Sollbruchstellen wie bei ÖVP und 

SPÖ. Deutschland braucht angesichts der darbenden Wirtschaft 

unbedingt einen Neustart. Monatelange Verhandlungen und ein 

Verhandlungskollaps wie in Österreich würden auch in Deutsch-

land nur die radikalen Ränder stärken (siehe Abbildung 1). 

Die Zeichen stehen leider nicht gut. Die Wahlkampfversprechen 

der staatstragenden Parteien sind selbst ohne die notwendigen 

Kompromisse uneinlösbar (siehe Abbildung 2). Die deutschen 

Parteien müssen die richtigen Schlüsse aus dem Wiener Fiasko 

ziehen. Sonst gewinnt nur die Politikverdrossenheit. Und eine 

Regierungsbeteiligung der wirtschaftsschädlichen AfD wird mit-

telfristig immer schwerer zu vermeiden sein. 

Abb. 1: 
Popularität der  
österreichischen Parteien
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Abb. 2:  

Steuersenkungsverspre-

chen der Parteien zur 

Bundestagswahl (Mrd. €) 

Quelle: IW, LBBW Research 

Disclaimer: 10.01.2025 07:43 

Diese Publikation richtet sich ausschließlich an Empfänger in der EU, Schweiz und in Liechtenstein. 
Diese Publikation wird von der LBBW nicht an Personen in den USA vertrieben und die LBBW beab-
sichtigt nicht, Personen in den USA anzusprechen. 

Aufsichtsbehörden der LBBW: Europäische Zentralbank (EZB), Sonnemannstraße 22, 60314 Frankfurt 
am Main und Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Str. 108, 53117 
Bonn / Marie-Curie-Str. 24-28, 60439 Frankfurt. 

Diese Publikation beruht auf von uns nicht überprüfbaren, allgemein zugänglichen Quellen, die wir für 
zuverlässig halten, für deren Richtigkeit und Vollständigkeit wir jedoch keine Gewähr übernehmen kön-
nen. Sie gibt unsere unverbindliche Auffassung über den Markt und die Produkte zum Zeitpunkt des 
Redaktionsschlusses wieder, ungeachtet etwaiger Eigenbestände in diesen Produkten. Diese Publika-
tion ersetzt nicht die persönliche Beratung. Sie dient nur Informationszwecken und gilt nicht als Angebot 
oder Aufforderung zum Kauf oder Verkauf. Für weitere zeitnähere Informationen über konkrete Anlage-
möglichkeiten und zum Zwecke einer individuellen Anlageberatung wenden Sie sich bitte an Ihren An-
lageberater. 

Wir behalten uns vor, unsere hier geäußerte Meinung jederzeit und ohne Vorankündigung zu 
ändern. Wir behalten uns des Weiteren vor, ohne weitere Vorankündigung Aktualisierungen die-
ser Information nicht vorzunehmen oder völlig einzustellen. 

Die in dieser Ausarbeitung abgebildeten oder beschriebenen früheren Wertentwicklungen, Simulatio-
nen oder Prognosen stellen keinen verlässlichen Indikator für die künftige Wertentwicklung dar. 

Die Entgegennahme von Research Dienstleistungen durch ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen 
kann aufsichtsrechtlich als Zuwendung qualifiziert werden. In diesen Fällen geht die LBBW davon aus, 
dass die Zuwendung dazu bestimmt ist, die Qualität der jeweiligen Dienstleistung für den Kunden des 
Zuwendungsempfängers zu verbessern. 

 
 

https://www.lbbw.de/artikelseite/klartext/alice-im-wunderland_ahvqgmmbvp_d.html
https://apa.at/produkt/apa-wahltrend/
https://www.iwkoeln.de/presse/iw-nachrichten/tobias-hentze-martin-beznoska-was-die-entlastungen-von-spd-und-union-bedeuten.html

